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A) PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 
1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO) 

 
Allgemeine Wohngebiete 
 

1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.  

 
2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 20 BauNVO) 

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Eintrag im Plan durch die Grundflä-
chenzahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ), die maximal zulässige Zahl der Voll-
geschosse sowie die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) und Firsthöhe (FH) be-
stimmt.  
 

2.1 Der untere Bezugspunkt für die in der Planzeichnung festgesetzten Höhen baulicher An-
lagen ist Normalhöhennull (NHN). Der obere Bezugspunkt für die Bestimmung der 
Gebäudehöhe (GH) ist bei Flachdächern die Oberkante der Attika und bei geneigten 
Dächern die Oberkante des Firstes (FH). Bei sonstigen baulichen Anlagen gilt als obe-
rer Bezugspunkt der höchste Punkt der baulichen Anlage.  
 

2.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 dürfen die maximal zulässigen Gebäu-
dehöhen sowie Firsthöhen durch technische Aufbauten (wie z.B. Schornsteine, Rauch- 
und Wärmeabzugsanlagen, Be- und Entlüftungsanlagen, Satellitenschüsseln, Anten-
nen, Aufzugsüberfahrten, Treppenaufgänge) und Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien (z.B. Luft-Wasser-Wärmepumpe, Anlagen zur Nutzung der Solarenergie) um 
maximal 2,0 m überschritten werden. Dabei müssen die technischen Aufbauten und 
sonstigen Anlagen mindestens um das Maß ihrer Höhe von jeder Gebäudeaußen-
kante zurückspringen. 

 
2.3 Die festgesetzte Grundfläche darf in dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 durch die Grund-

fläche der in § 19 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO bezeichneten Anlagen sowie ausnahmsweise 
gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO durch die Grundfläche von an Gebäude angrenzenden 
Terrassen um bis zu 50 % überschritten werden. 
 

2.4 Die festgesetzte Grundfläche darf in dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 durch die Grund-
fläche der in § 19 Abs. 4 Nr. 3 genannten Anlagen einschließlich Tiefgaragen und de-
ren Zufahrten (inkl. Rampen einschl. Einhausung) bis zu einer Grundflächenzahl von 
maximal 0,8 überschritten werden. 
 

3 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
 

3.1 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 darf die festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche 
durch notwendige Erschließungsanlagen um maximal 1,5 m überschritten werden. 
 

3.2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 darf die festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche 
durch untergeordnete Vorbauten (z.B. Hauseingänge, Balkone, Erker) auf jeweils ma-
ximal 1/2 der Fassadenlänge um bis zu 1,5 m überschritten werden.  
 

3.3 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 dürfen die festgesetzten überbaubaren Grundstücks-
flächen durch an Gebäude angebaute Terrassen, sowie zugehörigen Terrassenüber-
dachungen und Terrassentrennwänden um bis zu 2,5 m überschritten werden.  
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4 Vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen (§ 9 Abs. 

1 Nr. 2a BauGB)  

4.1 Für Gebäude, die auf den mit (grau, ) gekennzeichneten Baugrenzen, 
parallel zu diesen oder in einem Winkel von bis zu 90° zu diesen stehen bzw. errichtet 
werden, beträgt die Tiefe der Abstandsflächen jeweils die in der Planzeichnung fest-
gesetzte Tiefe im Sinne des § 6 Abs. 4 BauO NRW. 

 
4.2 Die Tiefe der Abstandsfläche der Lärmschutzwand gemäß A Ziffer 7.1 beträgt 0,0 h.  

 
5 Stellplätze, Garagen und Tiefgaragen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO) 
 
5.1 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Tiefgaragen ausschließlich innerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen und in dem mit TGa festgesetzten Bereich zulässig. 
 

5.2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind oberirdische Stellplätze ausschließlich in dem mit 
ST festgesetzten Bereich zulässig. Garagen und Carport sind unzulässig.  
 

5.3 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind oberirdische Stellplätze, Garagen und Carports 
unzulässig. 

 
5.4 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind Tiefgaragen und deren Zufahrten (inkl. Rampen 

einschl. Einhausung) sowie Treppenaufgänge und Lüftungseinrichtungen auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig. 
 

6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastenden Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 

6.1 Die mit „GL“ festgesetzte Fläche ist mit einem Gehrecht zugunsten der Anlieger und ei-
nem Geh- und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger zu belasten. 
 

6.2 Die mit „GFL“ festgesetzte Fläche ist mit einem Gehrecht, einem Fahrrecht für Radfah-
rende zugunsten der Allgemeinheit und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsor-
gungsträger zu belasten. 

 
7 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 

BauGB) 

7.1 Aktiver Schallschutz  

7.1.1 In dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist gemäß Eintrag in der Planzeichnung eine 
Lärmschutzwand mit folgenden Mindest- und Maximalhöhen in Meter über NHN zu 
errichten 
 
h1 = mindestens 42,3 m ü. NHN / maximal 43,3 m ü. NHN 
h2 = mindestens 42,7 m ü. NHN / maximal 43,7 m ü. NHN 
h3 =          / maximal 43,7 m über NHN 
 
Erforderliche und zulässige Zwischenhöhen sind durch Interpolation zu ermitteln.  

 
7.1.2 Die festgesetzte Lärmschutzwand darf gemäß § 9 Abs 1. Nr. 2a BauGB ohne seitlichen 

Grenzabstand zu dem Flurstück 731 der Flur 12 Gemarkung Monheim errichtet wer-
den.  
 

7.2 Passiver Schallschutz 
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7.2.1 Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden sind nach außen 

abschließende Bauteile von schutzbedürftigen Räumen nach DIN 4109 (2018-01) zum 
Schutz vor einwirkendem Lärm so auszuführen, dass sie die Anforderungen an das 
gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R'w,ges gemäß DIN 4109-1 (2018-01) erfül-
len. 
Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges der 
Außenbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen ergeben sich unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Raumarten und des maßgeblichen Außenlärmpe-
gels La nach DIN 4109-2 (2018-01). Der maßgebliche Außenlärmpegel La ist in der 
Planzeichnung dargestellt. 
Gemäß den Anforderungen der DIN 4109 (2018-01) gilt für das gesamte bewertete 
Bau-Schalldämm-Maß R'w,ges in dB 

• für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungs-
stätten, Unterrichtsräume und Ähnliches der maßgebliche Außenlärmpegel 
minus 30 dB 

• für Büroräume und Ähnliches der maßgebliche Außenlärmpegel minus 35 dB 
 

7.2.2 Für alle Schlafräume an Fassaden mit Beurteilungspegeln > 45 dB(A) im Nachtzeitraum 
ist eine schallgedämpfte Lüftungsanlage vorzusehen.  
 

7.3 Ausnahmen 
Ausnahmen von den textlichen Festsetzungen unter A Ziffer 7.1.1 bis 7.2.2 können 
zugelassen werden, soweit durch einen anerkannten Sachverständigen im Baugeneh-
migungsverfahren nachgewiesen wird, dass ein geringerer maßgeblicher Außenlärm-
pegel La nach DIN 4109-2 (Januar 2018) bzw. ein geringer Beurteilungspegel vorliegt. 

 
 
8 Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

 
8.1 Die nachfolgend beschriebenen Pflanzmaßnahmen sind fachgerecht durchzuführen, zu 

pflegen und dauerhaft zu erhalten. Es sind standortgerechte Arten zu verpflanzen. 
Abgängige Pflanzen sind artgleich und in der festgesetzten Pflanzgröße spätestens in 
der nachfolgenden Vegetationsperiode zu ersetzen.  

 
8.2 Die unbebauten Grundstücksflächen sind unversiegelt anzulegen und mit einer struktur-

reichen Mischvegetation aus standortgerechten Großgehölzen, geschnittenen He-
cken (-kuben), Bodendeckern, Stauden, Gräsern und Rasen zu begrünen und gärtne-
risch zu gestalten, anzulegen und zu unterhalten. Hiervon ausgenommen sind Flächen 
für die notwendige Erschließung (z.B. Zufahrten, Zuwegungen) sowie Terrassen, 
Standorte für bewegliche Abfallsammelbehälter und Stellplätze für Fahrräder sowie 
Flächen sonstiger baulicher Anlagen.  

 
8.3 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind Tiefgaragen, ausgenommen der 

Flächen von zulässigen baulichen Anlagen (hierunter auch Terrassen, Wege, Zufahr-
ten und anderen baulichen Nebenanlagen), mit einer mindestens 0,6 m mächtigen 
Substratschicht zzgl. Drainageschicht zu überdecken und zu begrünen. Für Baum-
pflanzungen ist die Stärke der Bodensubstratschicht auf mindestens 1,2 m zzgl. Drai-
nageschicht zu erhöhen. Das Tiefgaragensubstrat muss der „FLL-Richtlinie für die Pla-
nung, Bau und Instandhaltung von Dachbegrünungen“, (Ausgabe 2018 bzw. den ent-
sprechenden Neuauflagen) entsprechen (FLL = Forschungsgesellschaft Landschafts-
entwicklung Landschaftsbau e.V., Bonn).    
 

8.4 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind alle Flachdächer (<15°) der jeweils 
obersten Geschosse intensiv mit einer mindestens 0,3 m mächtigen Substratschicht 
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zzgl. Drainageschicht zu überdecken und zu begrünen. Ausgenommen von der Dach-
flächenbegrünung sind Dachaufbauten, wie Treppenhäuser, Aufzugsüberfahrten, 
Dachterrassen, haustechnisch notwendige Dachaufbauten, Befestigungselemente 
der Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sowie die Attika. Anlagen zur Nutzung 
von Sonnenenergie sind über der Dachbegrünung zulässig. 
 

8.5 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist je angefangene 700 m² Grundstücksfläche mindes-
tens ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende 
Bäume sind zu ersetzen. Die Pflanzqualität für die Baumpflanzung wird wie folgt be-
schrieben: Hochstamm 3-mal verpflanzt aus extra weitem Stand, mit Drahtballen, 
mindestens 1,8 m Stammhöhe, Stammumfang: 20-25 cm.  
 
Zulässig sind Bäume der folgenden Pflanzliste: 

Acer campestre    Feld-Ahorn 
Acer platanoides    Spitz-Ahorn 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Catalpa bignonioides    Kugel-Trompetenbaum 
Crataegus monogyna    Weißdorn 
Crataegus laevigata    Echter Rotdorn 
Fraxinus excelsior    Esche 
Fraxinus ornus     Blumenesche 
Tilia spp.     Linde 
Amelanchier laevii    Kahle Felsenbirne 
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B) ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 Abs. 4 i.V.m. § 89 BauO NRW) 

 
9 Flachdach 

Dachflächen von Gebäuden mit Flachdach sind mit einer Dachneigung von 0° bis 15° 
auszuführen. 
 

10 Fassadenbreite 

Innerhalb des allgemeinen Wohngebiets WA 2 dürfen – abweichend von der Alt-
stadtsatzung – einzelne Baukörper zu Straßenfronten die Giebelseiten von 6,50 m 
bis maximal 14 m und die Traufseiten von 7,50 m bis maximal 14 m ausbilden.   
 

11 Fassadengestaltung 
 
Bei Doppelhäusern sind die Außenwandflächen der aneinandergrenzenden Doppel-
haushälften in einheitlicher Material- und Farbgebung auszuführen.  
 

12 Dachgestaltung 
 
Die Dachgestaltung aneinandergrenzender Doppel- und Reihenhäuser ist in Form, 
Neigung, Eindeckung, Material und Farbe einheitlich zu gestalten. Davon ausgenom-
men sind notwendige technische Dachaufbauten (wie z.B. Be- und Entlüftungsanla-
gen, Rauch- und Wärmeabzugsanlagen oder Anlagen zur Nutzung der Solarenergie) 
sowie Gründächer (extensive oder intensive Dachbegrünung). 
 
Die Verwendung glasierter oder glänzender Dacheindeckungen (z.B. Dachziegel, 
Dachpfannen, Dachplatten) ist unzulässig.  
 
Dachaufbauten und Gauben dürfen in ihrer Gesamtlänge nicht mehr als 2/3 der Ge-
bäudelänge betragen.  

 
13 Einfriedungen 

Einfriedungen in Form von Mauern (mit Ausnahme der unter A Ziffer 7.1 benannten 
Lärmschutzwand) und sichtundurchlässigen Zäunen sind unzulässig. Davon ausge-
nommen sind Terrassentrennwände mit einer Länge von maximal 3,0 m und einer 
Höhe von maximal 2 m. Sichtdurchlässige Zäune sind ausschließlich in Verbindung 
mit Hecken, Sträuchern oder Kletterpflanzen zulässig. 
 
Im Übrigen sind folgende Einfriedungshöhen zulässig: 
- Zu öffentlichen Verkehrsflächen: 1,20 m  
- An den übrigen Grundstücksgrenzen / zwischen privaten Gärten: 1,80 m (mit Aus-
nahme der unter A Ziffer 7.1 benannten Lärmschutzwand). 
 

14 Stellplätze für bewegliche Abfalleimer  
 
Die Standorte für bewegliche Abfallbehälter sind durch Sichtschutz in Form von Rank-
gerüsten mit Kletterpflanzen oder durch Hecken (standortgerechte Laubgehölze) all-
seitig einzugrünen. Alternativ sind die Standorte für Abfallbehälter in einer der Fassa-
denfarbe des Hauptgebäudes entsprechenden Farbgebung einzuhausen.  
 

 
C) NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
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Baudenkmal - Marienkapelle 
Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich ein Baudenkmal. Die Marienkapelle ist 
ein eingetragenes Denkmal der Stadt Monheim am Rhein. 

 
Hochwasserrisiko (§ 9 Abs. 6a BauGB i.V.m. § 78b Abs. 1 WHG) 
Das Plangebiet befindet sich nicht in einem durch die Bezirksregierung Düsseldorf 
nach § 83 Landeswassergesetz NRW festgesetzten Überschwemmungsgebiet.  
Bei einem mittleren Hochwasserereignis (HQ100) ist eine Überflutung im über-
schwemmungsgefährdeten Gebiet möglich. Für Risikogebiete sind die Regelungen der 
§§ 78b, 78c des WHG zu beachten. Maßnahmen zum Objektschutz und zur baulichen 
Vorsorge sind zu beachten. 

 
 

D) HINWEISE  
 
Altstadtsatzung 
Für einen Teil des Geltungsbereichs gilt die Satzung der Stadt Monheim am Rhein über 
die äußere Gestaltung der Gebäude (Fassadenbreite, Geschossigkeit, Dachformen, 
Fassadenmaterialien von Neubauten, Neubau von Garagen und Nebenanlagen) zum 
Schutz und zur Aufwertung der historischen Gestalt der Monheimer Altstadt (Stand: 
05.02.2024). Soweit die Festsetzungen dieses Bebauungsplans nicht entgegenstehen, 
findet die Altstadtsatzung im betroffenen Teil des Geltungsbereichs dieses Bebau-
ungsplans Anwendung.  
 
Artenschutzrechtliche Maßnahmen 
Rodungsarbeiten und Baumfällungen dürfen beschränkt nur vom 1. Oktober eines 
Jahres bis zum 28./29. Februar des Folgejahres durchgeführt werden. 
 
Bodendenkmäler 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und -befunde oder Zeugnisse tierischen 
und pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit, sind gemäß Gesetz zum Schutz 
und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutzgesetz 
DSchG) die Stadt Monheim als Untere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichtal, An der B 484, 51491 
Overath, Telefon 02206/9030-0, Fax 02206/9030-22, unverzüglich zu informieren. De-
ren Weisung für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. Bodendenkmal und Ent-
deckungsstätte sind zunächst unverändert zu erhalten. Der Termin für den Beginn der 
Erdarbeiten ist der Außenstelle Overath des LVR-Amts für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland mit einem Vorlauf von mindestens einer Woche anzuzeigen. 
 
Kampfmittel 
Sind bei der Durchführung des Bauvorhabens beim Erdaushub außergewöhnliche 
Verfärbungen festzustellen oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind 
die Arbeiten sofort einzustellen und der Stadt Monheim am Rhein und / oder die Be-
zirksregierung Düsseldorf – Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu verständigen. 
Der Erlass des Innenministeriums vom 21.01.1998 VC 3-5.115 und der Erlass des Mi-
nisteriums für Bauen und Wohnen vom 29.10.1997 II A 3 – 100/85 zur Anwendung 
der Nr. 16.122 W BauO NW sind zu beachten. 

 
Bodenschutz 
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mutterboden) bei 
Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wie-
derverwendung zu lagern und später wieder einzubauen. 



Stadt Monheim am Rhein | Bebauungsplan 169M „Marienkapelle“ 7/7 

 
 

 
Geologische Gegebenheiten 
Die Stadt Monheim befindet sich in der Erdbebenzone 1 und der Untergrundklasse T. 
Gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bun-
desrepublik Deutschland 1: 350.000, Bundesland NRW (Juni 2006), Karte zu DIN 4149 
(Fassung April 2005). In der DIN 4149: 2005 sind die entsprechenden bautechnischen 
Maßnahmen aufgeführt.  
 
Einsichtnahme in technische Regelwerke 
Die technischen Regelwerke (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die 
in den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, können im Fachbereich Stadt-
planung und Bauaufsicht der Stadt Monheim am Rhein, Rathausplatz 2 in 40789 Mon-
heim am Rhein, eingesehen werden.  
 
Hochwasser durch Starkregen 
Überschwemmungen können durch Starkregenereignisse hervorgerufen werden. Für 
das Land Nordrhein-Westfalen liegen diesbezüglich Starkregenhinweiskarten des 
Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie (BKG) vor. Die Starkregenhinweiskarten 
werden durch das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen (LANUV) zur Verfügung gestellt (http://www.klimaanpassung-
karte.nrw.de/). 
 
Rechtsgrundlagen:  
 
(BauGB) Baugesetzbuch vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in der zur Zeit des 
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung, 
 
(BauNVO) Baunutzungsverordnung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) in der 
zur Zeit des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung, 
 
(PlanZV) Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) in der 
zur Zeit des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung, 
 
(GO NRW) Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen laut Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses gül-
tigen Fassung, 
 
(BauO NRW) Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 
2018 (BauO NRW 2018) vom 21. Juli 2018 (GV NRW 2018 S. 421), in der zur Zeit des 
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung. 
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